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Zusammenfassende Erklärung 

zur Änderung des Flächennutzungsplans  
für den Planbereich "Erbenheim-Süd" im Ortsbezirk Erbenheim 

Anlass und Ziel der Planung 

Am südwestlichen Ortsrand von Erbenheim, unmittelbar an das Ortszentrum im Bereich der 
Berliner Straße angrenzend, liegt ein ehemaliges Betriebsgrundstück, welches jahrzehnte-
lang als Betonfabrik und später als Betriebshof genutzt wurde. 

Im Rahmen der Neuaufstellung des wirksamen Flächennutzungsplans wurde auf Basis einer 
städtebaulichen Konzeption bereits eine Folgenutzung für den Planbereich dargestellt. Die 
geplanten Bauflächen nördlich der Bahntrasse des Anschlussgleises zur Clay-Kaserne sind 
bislang als „Sondergebiet Verwaltung“, im Norden und Osten anschließend als „Gemischte 
Baufläche“ und im Norden bis zur bestehenden Bebauung als „Wohnbaufläche“ dargestellt. 
Die Bestandsbebauung im Norden des Plangebiets ist als „Gemischte Baufläche“ dargestellt. 
Die Bahnanlagen im nördlichen und südlichen Plangebiet sind als „Bahnanlage“, Bestand 
verzeichnet.  

Das der Darstellung des Flächennutzungsplans zugrunde liegende städtebauliche Konzept 
wurde fortgeschrieben, ergänzt und konkretisiert. Das daraus resultierende „Schalenkonzept“ 
sieht eine abgestufte Nutzung von Nord nach Süd aus Richtung der bestehenden Mischnut-
zung in Richtung der emissionsträchtigen Autobahn vor. Dabei wird der nördliche Planbe-
reich entlang der Bahnstrecke als gemischte Baufläche vorgesehen, die insbesondere die 
Bestandsbebauung umfasst. Im Bereich der südlich angrenzenden „Schale“ ist Wohnnutzung 
vorgesehen, an die südlich erneut gemischte Nutzungen anschließen sollen. In Richtung der 
südlich und westlich verlaufenden Emissionsquellen wird das Gebiet durch eine „Schale“ mit 
gewerblichen Nutzungen abgeschlossen. 

Diese im städtebaulichen Rahmenplan festgelegten Flächenaufteilungen und Flächennutzun-
gen entsprechen in Teilen nicht den Darstellungen des wirksamen Flächennutzungsplanes. 
Insofern ist die vorliegende, Änderung zur Umsetzung des Nutzungskonzepts erforderlich. 
Eine übergeordnete Verkehrsverbindung durch das Plangebiet ist nicht vorgesehen, um 
Durchgangsverkehr durch den Planbereich zu verhindern. Demnach entfällt im Rahmen der 
Änderung die im wirksamen Flächennutzungsplan als Kennzeichnung einer „sonstigen örtli-
chen oder überörtlichen Hauptverkehrsstraße“ dargestellte Verbindung, die ebenfalls als 
„Maßnahme im Straßennetz“ im Zielszenario 2015 des Verkehrsentwicklungsplans einbezo-
gen ist. 

Ziel der Änderung des Flächennutzungsplans ist es, die Entwicklung des Bereichs südlich 
des Erbenheimer Ortszentrums mit einer qualitätsvollen Mischung verträglicher Gewerbenut-
zungen, Büronutzung, Dienstleistung, Einzelhandel, unterschiedlicher Wohnformen und 
Grünflächen im Sinne des städtebaulichen Rahmenkonzepts planerisch vorzubereiten.  

Die vorliegende Planung soll damit: 

- die vorhandene Nutzungsstruktur neu ordnen, 

- die Belange der Wirtschaft und insbesondere die Erhaltung, Sicherung und Schaf-
fung von Arbeitsplätzen fördern, 
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- dem Bedarf an Wohnraum Rechnung tragen sowie durch geeignete Mischung eine 
Nutzungsvielfalt fördern, 

- durch Maßnahmen zu einer Verbesserung des Klimas und des ökologischen Haus-
halts beitragen und 

- eine Entwicklung fördern, die den Standortqualitäten des Gebiets Rechnung trägt 
(gute Erreichbarkeit mit dem öffentlichen Nahverkehr und dem Individualverkehr). 

Eingriffe in Natur und Landschaft 

Ein Ausgleich ist nach § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB dann nicht erforderlich, wenn der Eingriff 
bereits vor der Planung zulässig war. Dies trifft im vorliegenden Fall auf der Ebene des 
Flächennutzungsplans zu, da die bestehenden Nutzungsarten nicht wesentlich geändert 
werden. 

Berücksichtigung der Ziele des Umweltschutzes und der Umweltbelange bei der Aufstellung 
des Bauleitplans 

Im Ist-Zustand handelt es sich bei den geplanten Bauflächen zwischen den beiden Bahnstre-
cken und der Berliner Straße um überwiegend versiegelte Flächen und im Nordosten um be-
reits bebaute Grundstücke. Die Westspitze wird als privater Kinderspielplatz genutzt und ist 
nicht versiegelt.  

Die Berücksichtigung der verschiedenen fachgesetzlichen und fachplanerischen Ziele des 
Umweltschutzes und der Umweltbelange werden aufgrund des Maßstabs 1:10.000 des Flä-
chennutzungsplanes mit Ausnahme der „Landwirtschaftlichen Fläche mit hohem ökologi-
schen Wert, Bestand“ zeichnerisch nicht dargestellt. 

Im nachgeordneten Bebauungsplan sind die Ziele des Umweltschutzes und der Umweltbe-
lange in Form der folgenden zeichnerischen und textlichen Festsetzungen in die Planung zu 
integrieren: 

- öffentliche und private Grünflächen,  

- Flächen für die Landwirtschaft, 

- Wasserflächen, Flächen für den Hochwasserschutz und die Regelung des Wasser-
abflusses, 

- Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft, 

-  Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (Geräusche), 

- bauplanungs- und bauordnungsrechtliche Festsetzungen zur Vermeidung von  
Bodenversiegelungen, zur Dach- und Fassadenbegrünung, zur Verwendung und 
Versickerung von Niederschlagswasser und 

- klimaökologische Maßnahmen. 

Es besteht keine Notwendigkeit einer gesonderten Ermittlung und Bewertung von Wechsel-
wirkungen, da eine sich gegenseitig verstärkende Beeinträchtigung der einzelnen Belange 
des Umweltschutzes nicht erkennbar ist. Die Umsetzung der Planung führt zu positiven 
Wechselwirkungen einzelner Schutzgüter und Schutzgutbereiche. 
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Art und Weise der Berücksichtigung der Umweltbelange 

Die Analyse und Bewertung der Schutzgüter erfolgte verbal-argumentativ auf Grundlage der 
vorliegenden Untersuchungen, Gutachten, Fachpläne sowie der Stellungnahmen, die im 
Rahmen der Beteiligungsverfahren nach §§ 3 und 4 BauGB vorgebracht wurden. 

Die Zusammenstellung der Wirkungsbeziehungen zwischen den einzelnen Schutzgütern er-
folgte unter der Annahme der Szenarien: Bestand, Verzicht auf planerische Maßnahmen so-
wie Auswirkungen durch die Umsetzung der Planung. 
 

-- = hohe negative Wirkungen gegenüber den Darstellungen im wirksamen Flächennutzungsplan 

- = negative Wirkungen gegenüber den Darstellungen im wirksamen Flächennutzungsplan 

+/- = neutrale Wirkungen gegenüber den Darstellungen im wirksamen Flächennutzungsplan 

+ = positive Wirkungen gegenüber den Darstellungen im wirksamen Flächennutzungsplan 

++ = hohe positive Wirkungen gegenüber den Darstellungen im wirksamen Flächennutzungsplan 

 

Kap. Schutzgut Bewertung 

  Bestand 
Verzicht auf planerische 
Maßnahmen und Eingriffe 
in den Planbereich  

Auswirkungen durch die 
Umsetzung der Planung 

8.3 Boden 

Überwiegend versiegelt, Auf-
füllungen, keine bedeutsa-
men Flächen für den Boden-
schutz, im Osten gärtnerisch 
genutzte Flächen; Bomben-
abwurfgebiet 

Keine wesentlichen Verän-
derungen zu erwarten 

Entsiegelung durch geplante 
Neubebauung, 
Bodenaustausch bei Bau-
maßnahmen; 
Sondierung auf Kampfmittel 

+ / - + 

8.3 Wasser 

Kein Wasserschutzgebiet; 
Überschwemmungsgebiet im 
Bereich des Wäschbachtals; 
innerhalb quantitativen Heil-
quellenschutzzone B4; 
aufgrund hoher Versiegelung 
gestörter natürlicher Wasser-
kreislauf; 
geringe Verschmutzungs-
empfindlichkeit des Grund-
wassers 

Keine wesentlichen Verän-
derungen zu erwarten 

Verringerung des Versiege-
lungsgrads durch geplante 
Neustrukturierung; 
Verbesserung des Wasser-
haushalts durch Grünzug zur 
Gliederung der Baugebiete 
und Festsetzungen im nach-
geordneten Bebauungsplan 
für Regenwasserrückhaltung/ 
Versickerung, Dach- und 
Fassadenbegrünung. 

+ / - + 

8.3 Klima und Luft 

Überwärmung im Gewerbe-
gebiet mit eingeschränktem 
Luftaustausch; die vorhan-
dene Mischbebauung ge-
ringfügig überwärmt, Freiflä-
chen im Osten wichtig für 
Klima und Luft auch für das 
östliche Innenstadtgebiet  
durch das nach Westen ver-
laufende Wäschbachtal  

Keine wesentlichen Verän-
derungen zu erwarten 

Klimatische Negativeffekte 
werden durch geeignete pla-
nerische Maßnahmen (z. B. 
Gebäudestellung, Grün- und 
Freiflächen) ausgeglichen. 
Bedeutende Veränderungen 
des Klimas bzw. der Lufthygi-
ene sind im Gebiet nicht zu 
erwarten. 

+ / - + / - 

8.3 
Tiere und Pflan-
zen 

Keine schützenswerten 
Strukturen gemäß FFH oder 
Naturschutzgebiete; 
Flora erreicht eine überwie-
gend geringe und kleinflä-
chig mittlere Wertigkeit mit 

Keine wesentlichen Verän-
derungen zu erwarten 

Mit Umsetzung der Bauleit-
planung erfolgt in Teilen ein 
Wandel der bisherigen Bio-
topstruktur; 
Keine erheblichen Beein-
trächtigungen für Flora, 
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Kap. Schutzgut Bewertung 

  Bestand 
Verzicht auf planerische 
Maßnahmen und Eingriffe 
in den Planbereich  

Auswirkungen durch die 
Umsetzung der Planung 

deutlicher Dominanz von Pi-
onierarten; 
begrenztes Artenspektrum 
im versiegelten Bereich; 
größere Artenvielfalt in 
Randbereichen; 
Vorkommen geschützter Ar-
ten (Fledermäuse und Heu-
schrecken) 

Fauna und Biotope zu erwar-
ten; 
insgesamt höhere Wertigkeit 
durch Sicherung bzw. Neu-
schaffung gärtnerisch ange-
legter Flächen, zahlreicher 
Gehölzstrukturen und exten-
siver Flächen. Negative Aus-
wirkungen auf die im Umfeld 
vorhandenen geschützten 
Arten können vermieden 
werden. 

+ / - + 

8.3 
Landschaftsbild/ 
Stadtbild 

Im Nordosten und Nordwes-
ten gewachsenes Mischge-
biet mit mehrgeschossigen 
Gebäuden; 
durch inhomogene Nut-
zungsstruktur und heteroge-
nen Gebietscharakter weit-
gehend kein ansprechendes 
Stadtbild; 
Plangebiet besitzt durch 
Lage am Stadtteilrand und 
Ortseingang wichtige Bedeu-
tung für Erscheinungsbild; 
eingrünende Wirkung durch 
Gehölzband im Süden 

Keine Veränderungen zu er-
warten 

Deutliche Aufwertung des Er-
scheinungsbilds durch städ-
tebauliche Gliederung und 
bauliche Entwicklung; 
Durch geplante Randeingrü-
nung, die Herstellung gärtne-
risch gepflegter Flächen, der 
Anlage eines Grünkorridors 
in West–Ost-Richtung im 
zentralen Bereich sowie der 
Anpflanzung von Bäumen im 
Straßenbereich ist von einer 
umfangreichen Durchgrü-
nung auszugehen. 
Die Grünbereiche im Süden 
und Osten werden weiterent-
wickelt und schaffen Puffer 
zwischen Bebauung und Au-
ßenbereich 

+/- ++ 

8.4 
Mensch/         
Gesundheit - 
Lärm 

Plangebiet im Ballungsraum 
in der Zuordnung zu stark 
frequentierten Verkehrswe-
gen sowie Fluglärm und ge-
werblichen Emittenten, die 
auf das Plangebiet einwir-
ken. 

Keine Veränderungen zu er-
warten 

Schutzwirkung durch die An-
ordnung der geplanten Bau-
flächen zueinander. Weitere 
Maßnahmen zum Schutz vor 
schädlichen Umwelteinflüs-
sen (Lärm) erfolgen auf 
Ebene des nachgeordneten 
Bebauungsplans.  

 

+/- +/- 

8.4 

Mensch/         
Gesundheit – 
Klima/            
Lufthygiene 

Überwärmung im Gewerbe-
gebiet mit eingeschränktem 
Luftaustausch; die vorhan-
dene Mischbebauung ge-
ringfügig überwärmt, Freiflä-
chen im Osten wichtig für 
Klima und Luft auch für das 
östliche Innenstadtgebiet  
durch das nach Westen ver-
laufende Wäschbachtal; 
keine Informationen liegen 
für das Plangebiet zur Luft-
hygiene vor 

Keine Veränderungen zu er-
warten 

Klimatische Negativeffekte 
werden durch geeignete pla-
nerische Maßnahmen (z. B. 
Gebäudestellung, Grün- und 
Freiflächen) ausgeglichen. 
Gravierende Veränderungen 
des Klimas bzw. der Lufthygi-
ene sind im Gebiet nicht zu 
erwarten. 
 
 

+/- +/ - 
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Kap. Schutzgut Bewertung 

  Bestand 
Verzicht auf planerische 
Maßnahmen und Eingriffe 
in den Planbereich  

Auswirkungen durch die 
Umsetzung der Planung 

8.4 
Mensch/         
Gesundheit –    
Erholung  

Bedeutung der Erholungs-
wirkungen und –funktionen 
sowie die Bedeutung für die 
Wohnqualitäten insgesamt 
weitgehend gering; 
lediglich die Verbindungs-
wege im Übergang zum Au-
ßenbereich besitzen eine 
Relevanz für Naherholung. 

Keine Veränderungen zu er-
warten 

Steigerung der Erholungssi-
tuation und Aufenthaltsquali-
tät im gesamten Plangebiet; 
Stärkung der Wegebeziehun-
gen von der Umgebung in 
das Entwicklungsgebiet wie 
auch in den Außenbereich 
sowie die umgebenden Sied-
lungsstrukturen. 

+ / - + 

8.5 
Kultur- und  
Sachgüter 

Denkmalgeschützte Gesamt-
anlage „Bahnstraße“, Keine 
Kulturgüter oder Denkmäler 
bekannt. Sachgüter im be-
bauten Bereich und die 
Bahnflächen. 

Keine Veränderungen zu er-
warten 

Durch Neubebauung keine 
Veränderungen zu erwarten, 
ggf. Einbeziehung der Archä-
ologie, Landesamt für Denk-
malpflege (LfD) 

+/- +/- 

8.6 Wechselwirkungen 

Durch Leerstand von Gebäu-
den und Nichtnutzung von 
Teilbereichen negative Aus-
wirkungen auf den Gesamt-
bereich. 

Die Umsetzung der Planung 
führt zu positiven Wechsel-
wirkungen einzelner Schutz-
güter und Schutzgutbereiche. 

- + 

8.3.4 
bzw. 
8.4.4 
bzw. 
8.5.4 

Maßnahmen zur Vermeidung, Verringe-
rung und zum Ausgleich nachteiliger Aus-
wirkung der Durchführung der Planung 

Aufgrund des Darstellungsmaßstabs 1:10.000 der Flächen-
nutzungsplanänderung können, mit Ausnahme der „Land-
wirtschaftlichen Fläche mit hohem ökologischen Wert, Be-
stand“, Maßnahmen zeichnerisch nicht dargestellt werden. 

Im nachgeordneten Bebauungsplan sind die Ziele des Um-
weltschutzes und der Umweltbelange in Form der folgen-
den zeichnerischen und textlichen Festsetzungen in die 
Planung zu integrieren: 

  öffentliche und private Grünflächen,  

 Flächen für die Landwirtschaft, 

 Wasserflächen, Flächen für den Hochwasserschutz und 

die Regelung des Wasserabflusses, 

 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 

zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, 

 Maßnahmen zum Schutz  vor schädlichen Umweltein-

wirkungen (Geräusche), 

 bauplanungs- und bauordnungsrechtliche Festsetzun-

gen zur Vermeidung von Bodenversiegelungen, zur 

Dach- und Fassadenbegrünung, zur Verwendung und 

Versickerung von Niederschlagswasser und 

 klimaökologische Maßnahmen. 

Die Umsetzung der in der Planung aufgeführten und fest-
geschriebenen Maßnahmen wird zu einer Verbesserung 
einzelner Schutzgüter führen. 
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Art und Weise der Berücksichtigung der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteili-
gung 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 (1) BauGB und der Betei-
ligung der Öffentlichkeit nach § 3 (2) BauGB  wurden Stellungnahmen zu umweltrelevanten 
Aspekten vorgetragen. Die wesentlichen Inhalte und die daraus resultierenden Beschlüsse 
mit Begründungen nachstehend: 

Äußerung Umgang mit den Äußerungen 

Frühzeitige Beteiligung der 
Öffentlichkeit  

  

Im Bereich der im Bebau-
ungsplan als „Private Grün-
fläche“ ausgewiesenen Flä-
chen werden zwei Baufenster 
für die vorhandenen Baulich-
keiten gefordert. 

Die Stellungnahme 
wird nicht berücksich-
tigt. 

Die Fläche (ca. 4.000 qm) liegt unterhalb 
der darstellungsrelevanten Größe für eine 
flächige Ausweisung. Sie wurde bisher mit 
einem Symbol „Spielplatz“ gekennzeich-
net. Die schalltechnische Untersuchung 
hatte zum Ergebnis, dass der Bereich auf-
grund von Lärmbelastungen nicht als 
Spielplatz geeignet ist. Langfristig sollte 
der Kinderspielplatz daher an eine weni-
ger lärmbelastete Stelle verlegt werden. 

 

Folgende Gebäude sollten 
aufgrund formellen wie mate-
riellen Bestandsschutz nicht 
in den Planbereich des Be-
bauungsplans (BPL) mit ein-
bezogen werden: 
Bahnstraße 2 – 14, Bahn-
straße 7 – 13 b und Baumgar-
ten 5 – 9a.  

Die Stellungnahme 
wird nicht berücksich-
tigt. 

Im Rahmen der städtebaulichen Neuord-
nung ist auch der im wirksamen Flächen-
nutzungsplan als „Gemischte Baufläche, 
Bestand“ dargestellte Bereich südlich der 
Ländchesbahn in den Untersuchungs-
raum einzubeziehen. Von der Neukonzep-
tion ausgehende Wirkungen können damit 
bereits auf der Ebene der vorbereitenden 
Bauleitplanung ermittelt, bewertet und be-
rücksichtigt werden. 

 

Nach dem Bau der ICE – 
Trasse vor 20 Jahren ent-
stand inzwischen ein Natur-
korridor entlang der A 66. 
Dieser Korridor darf nicht 
weiter belastet werden. 

Die Stellungnahme 
wird nicht berücksich-
tigt. 

Der Bereich an der Rennbahnstraße ist 
nicht Gegenstand der Flächennutzungs-
planänderung „Erbenheim-Süd“. 
Die ICE-Ausgleichsflächen liegen nicht in-
nerhalb des Planbereichs der Flächennut-
zungsplanänderung „Erbenheim-Süd“. 
Im Zusammenhang mit der Aufstellung 
der Bauleitpläne "Erbenheim-Süd" wird 
ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag er-
stellt.  
 

 

Stellungnahme Beschluss Begründung 

Beteiligung der Öffentlichkeit 

 

  

Als Anlieger und Eigentümer, 
des Nachbargrundstücks zur 
geplanten Brücke in der 
Bahnstraße, erheben wir 
hiermit Bedenken gegen den 
aufgestellten Bebauungsplan 
dahingehend, dass durch die 
geplanten Maßnahmen und 
Straßenführungen unser 

Die Stellungnahme ist 
auf Ebene der Flä-
chennutzungsplanung 
nicht relevant.  
 

Der Flächennutzungsplan als vorbereiten-
der Bauleitplan stellt die städtebauliche 
Entwicklung und Ordnung in den Grund-
zügen dar.  
Die benannten Aspekte sind Gegenstand 
der nachgeordneten verbindlichen Bau-
leitplanung. 
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Stellungnahme Beschluss Begründung 
Grundstück in erheblichem 
Maß belastet wird. 
- Keine Schallschutzmaßnah-
men zur Abschirmung des 
entstehenden Verkehrslärms. 
- Keine Angaben zur Lärm-
vermeidung an unserem 
Grundstück getroffen.  
Wir befürchten durch die 
neue Planung eine Beein-
trächtigung unseres Grund-
stücks und bitten Sie um 
Nachbesserung bzw. Ergrei-
fen von Schallschutzmaß-
nahmen auch zu unserer 
Grundstücksseite hin. 

 

Im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 
4 (1) und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 
(2) BauGB wurden Stellungnahmen zu umweltrelevanten Aspekten vorgetragen. Die wesent-
lichen Inhalte, der Umgang mit den Äußerungen bzw. die daraus resultierenden Beschlüsse 
mit Begründungen nachstehend: 

Äußerung Umgang mit der Äußerung 

Frühzeitige Beteiligung der 
Behörden 

  

HessenMobil 
Gegen den Baulastträger der 
A 66 können keine Ansprü-
che nach BlmSchG geltend 
gemacht werden. Für den 
Lärmschutz hat die Ge-
meinde oder der Vorhaben-
träger Vorsorge zu tragen. 
Orientierungswerte der DIN 
18005 - Schallschutz im 
Städtebau – sind einzuhalten. 

 

 
Die Stellungnahme 
wird nicht berücksich-
tigt. 

 
Ein schalltechnisches Gutachten wurde 
erarbeitet, bei dem die Geräuscheinwir-
kungen durch Straßenverkehrslärm, 
Schienenverkehrslärm und Gewerbelärm 
auf die schutzbedürftigen Nutzungen in-
nerhalb des Planbereichs ermittelt wur-
den. Entsprechende Schallschutzmaß-
nahmen wurden entwickelt, die im Bebau-
ungsplan zur Festsetzung vorgesehen 
werden. 
Sollte in Zukunft durch einen Ausbau der 
A 66 weitere Lärmschutzmaßnahmen er-
forderlich werden, müssen die erforderli-
chen Maßnahmen durch den Verursacher 
übernommen werden. 

 

Hessisches Landesamt für 
Umwelt und Geologie  
Mit Auffüllungen vorangegan-
gener Nutzungen ist zu rech-
nen.  
 
Außerdem werden objektbe-
zogene Baugrunduntersu-
chungen empfohlen. 

 

 
 
Die Stellungnahme 
wurde berücksichtigt. 
 
 
Die Stellungnahme ist 
auf Ebene des Flä-
chennutzungsplans 
nicht relevant. 

 

 
 
Unter Ziffer 8.3.1 Bestandsaufnahme und 
Bewertung, Schutzgut Boden wird bereits 
auf die Auffüllungen hingewiesen. 
 
Der Flächennutzungsplan stellt nur die 
Grundzüge der Planung dar.  
Baugrunduntersuchungen sind im Zuge 
der Bauausführung zu veranlassen. 

Industrie- und Handelskam-
mer Wiesbaden 
In den Monaten Juli und Au-
gust kommt es verstärkt zur 

 
 
Die Stellungnahme 
wurde berücksichtigt. 
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Äußerung Umgang mit der Äußerung 
Anlieferung von Getreide mit 
landwirtschaftlichen Maschi-
nen, das heißt, auch zu Lärm 
und Staubentwicklungen.  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
In der Stellungnahme werden 
u. a. Aussagen zu folgenden 
Themen getroffen: 
- Erschließungsstraßen 
- Lichtzeichenanlagen 
- Winterdienst 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme ist 
auf Ebene des Flä-
chennutzungsplans 
nicht relevant. 

Das schalltechnische Gutachten berück-
sichtigt Straßenverkehrslärm, Schienen-
verkehrslärm und Gewerbelärm (unter an-
derem durch die Getreideannahmestelle) 
auf die schutzbedürftigen Nutzungen in-
nerhalb des Geltungsbereichs. 
Darauf aufbauend wurden entsprechende 
Schallschutzmaßnahmen entwickelt, die 
im nachgeordneten Bebauungsplan fest-
gesetzt werden. Im Umweltbericht wird 
darüber hinaus das Thema Staubentwick-
lung im Zusammenhang mit der Getreide-
annahmestelle behandelt. Es wird davon 
ausgegangen, dass es bei bestimmungs-
gemäßen Verladen des Getreides und 
rechtskonformer Anlagentechnik im Be-
reich der benachbarten Wohnnutzung zu 
keiner Überschreitung des Jahresmittel-
wertes und somit zu keiner Beeinträchti-
gung der Nutzungen im Plangebiet 
kommt. 
 
Im Flächennutzungsplan werden u. a. 
keine Darstellungen oder Aussagen ge-
troffen zu: 
- Erschließungsstraßen 
- Lichtzeichenanlagen 
- Winterdienst 

Landesamt für Denkmal-
pflege 
Innerhalb des Planbereichs 
liegt die denkmalgeschützte 
Gesamtanlage „Bahnstraße“. 
Bauliche Veränderungen 
sind rechtzeitig im Vorfeld mit 
den zuständigen Denkmalbe-
hörden abzustimmen. 

 

 
 
Die Stellungnahme 
wird berücksichtigt. 

 
 
Die Formulierung ergänzt die bisherige 
Textfassung. 

Regierungspräsidium Darm-
stadt Kampfmittelräumdienst  
Das Gelände liegt in einem 
Bombenabwurfgebiet. Bei 
bereits bebauten Bereichen 
bei denen bis zu einer Tiefe 
von 4 m bodeneingreifende 
Maßnahmen durchgeführt 
wurden, sind keine weiteren 
Maßnahmen durchzuführen. 
Ansonsten sind Bodenunter-
suchungen erforderlich 

 

 
 
Die Stellungnahme 
wird berücksichtigt. 

 
 
Die Formulierung ergänzt die bisherige 
Textfassung. 

Regierungspräsidium Darm-
stadt 

 
 

 

 Im Bereich für die Anlage 
des Knotenpunktes zur 
verkehrlichen Anbindung 
zur Straße „Zum Friedhof“ 
werden im Flächennut-
zungsplan Grünflächen 
(Planung) dargestellt, die 

Die Stellungnahme 
wird nicht berücksich-
tigt. 

Der Planbereich der Änderung wurde auf 
die Südseite der Gleistrasse zur Clay-Ka-
serne zurückgenommen. Die in der Stel-
lungnahme angesprochenen Flächen lie-
gen somit außerhalb des Planbereichs. 
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Äußerung Umgang mit der Äußerung 
zusätzlich als Ausgleichs-
fläche gekennzeichnet 
sind. Es ist zu prüfen, ob 
für diese Flächen zwi-
schenzeitlich etwaig eine 
rechtliche Bindung als 
Kompensationsfläche er-
folgt ist.  
 

 Verhältnismäßig kleinflä-
chige Inanspruchnahme 
des Landschaftsschutzge-
bietes (LSG) (Verordnung 
über das Landschafts-
schutzgebiet der „Stadt 
Wiesbaden“ vom 24. Sep-
tember 2010 (St.Anz. 
2289)), zur „Anlage einer 
Wiesenmulde zum Aus-
gleich von Eingriffen in 
das Retentionsvolumen“ 
und „Anlage eines Knoten-
punktes zur verkehrlichen 
Anbindung im Südosten“ 
erfordert landschafts-
schutzrechtliche Genehmi-
gung durch die untere Na-
turschutzbehörde. 
 

Die Stellungnahme 
wird berücksichtigt 
 

Der Flächennutzungsplan stellt den Be-
reich als „Landwirtschaftliche Fläche mit 
hohem ökologischen Wert, Bestand“ dar.  
In der Begründung wird ein Hinweis auf 
das LSG Wiesbaden aufgenommen. Im 
Rahmen der Fortschreibung des Flächen-
nutzungsplans wird die Abgrenzung nach-
richtlich übernommen. 
Für den betroffenen Bereich im Süden 
bzw. Südosten wird auf Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung im Geltungsbe-
reich eine landschaftsschutzrechtliche 
Ausnahmegenehmigung von den Verbo-
ten der Schutzgebietsverordnung bean-
tragt. 
 

 Die bislang vorgelegten 
Unterlagen zur arten-
schutzrechtlichen Prüfung 
genügen nicht den Anfor-
derungen des Leitfadens 
für die artenschutzrechtli-
che Prüfung in Hessen 
vom Mai 2011. 

Die Stellungnahme 
wird berücksichtigt. 
 

Eine Ergänzung der artenschutzrechtli-
chen Untersuchungen ist gutachterlich er-
folgt und detailliert im Umweltbericht zum 
nachgeordneten Bebauungsplan aufgelis-
tet.  
Die für die Flächennutzungsplanänderung 
relevanten Teile wurden in die Begrün-
dung zum Flächennutzungsplan aufge-
nommen. 
 

 Grundwasser: 
Das Plangebiet liegt in der 
Zone B 4-neu des zukünf-
tigen Heilquellenschutzge-
biets der Stadt Wiesba-
den. Es bestehen keine 
Bedenken. 
 

Die Stellungnahme 
wird berücksichtigt. 

Die Formulierung konkretisiert die Aus-
sage zum Schutzgut Wasser in Bezug auf 
das Heilquellenschutzgebiet. Ein entspre-
chender Hinweis erfolgt in der Begrün-
dung zum Flächennutzungsplan. 

 Bodenschutz: 
Eine Überprüfung des 
hessischen Altlastenkatas-
ters (Datenbank ALTIS) 
und der Akten beim RPD 
ergab Altstandorte im Ge-
biet der Bauleitpläne. 
DYWIDAG-Grundstück: 
Belastungen oder Verun-
reinigungen des Bodens 
sind bekannt. Hinsichtlich 
gewerblicher Nutzung be-
steht derzeit kein weiterer 
Handlungsbedarf, sofern 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Im Flächennutzungsplan sind die von Be-
lastungen oder Verunreinigungen des Bo-
dens betroffenen Grundstücksflächen in 
der Planzeichnung als „Fläche, deren Bö-
den als erheblich mit umweltgefährden-
den Stoffen belastet sind“ gekennzeich-
net. 
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Äußerung Umgang mit der Äußerung 
die Fläche nicht entsiegelt 
wird. Bei Nutzungsände-
rungen, Flächenentsiege-
lung bzw. Bodeneingriffen 
sind weitere bodenschutz-
rechtliche Maßnahmen er-
forderlich. (…..).  
Übrigen Altstandorten: 
Hinweis: Belastungen oder 
Verunreinigungen des Bo-
dens sind bisher nicht be-
kannt. Bei einem Standort 
wurde der Altlastenver-
dacht aufgehoben. 
 

 Immissionsschutz: 
Hinsichtlich des Immissi-
onsschutzes ist im weite-
ren Verfahrensgang das 
Schalltechnische Gutach-
ten zu berücksichtigen. 
 

Die Stellungnahme 
wurde berücksichtigt. 

In Umweltbericht - Ziffer 8 der Begrün-
dung - sind in den Kapiteln, 8.3.3, 8.4.3 
und 8.4.4 Ausführungen auf Basis des 
Schallgutachtens enthalten. 
 

 
Umweltamt – 36 - 

  

 2. Bodenbelastungen 
– Schutzgut Boden „Bei 
dem Bahnbetriebsgelände 
(Bahnstraße 19) und dem 
ehemaligen DYWIDAG-
Gelände handelt es sich 
um Altlastenverdachtsflä-
chen. Hierzu wurden Un-
tersuchungen durchge-
führt. Die Fläche ist im 
Flächennutzungsplan ge-
kennzeichnet“ ist durch 
folgende Formulierung zu 
ersetzen: „Für die Flächen 
Bahnstraße 19 sind auf-
grund der Vornutzung 
Schadstoffbelastungen 
des Untergrundes nachge-
wiesen. Während das ehe-
malige Bahngelände nur 
geringe, punktuelle Schad-
stoffgehalte für Blei, PAK 
und Nickel aufweist, liegen 
auf den ehemaligen Be-
triebsgelände an der Berli-
ner Straße 275 flächende-
ckend relevante Schad-
stoffbelastungen – insbe-
sondere für Mineralölkoh-
lenwasserstoffe – sowie 
örtlich für Chrom VI vor. 
Da diese Flächen unter 
der im Flächennutzungs-
plan darstellungsrelevan-
ten Größe liegen, sind sie 
nicht gekennzeichnet.“ 
 

Die Stellungnahme 
wird teilweise berück-
sichtigt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Aussagen zum Flächennutzungsplan 
widersprechen im Fazit den Aussagen 
des Fachamtes zum Bebauungsplanent-
wurf. Hier heißt es u. a.: Trotz im Ver-
gleich zu früheren Entwürfen des Bebau-
ungsplans geänderter Nutzungsauswei-
sungen ändert sich am Grundtenor der 
planungsrechtlichen Abwägung in Bezug 
auf die Erfordernisse der §§ 1, 1a und 9 
(5) 3 BauGB nichts. Das gesamte ehema-
lige DyWiDAG- Betriebsgelände ist als 
„erheblich belastet“ im Planwerk zu kenn-
zeichnen. Dies ergibt sich schon allein 
aus dem Erfordernis, wegen der völlig dif-
fus auf dem Gelände vorhandenen Bo-
denbelastungen und wegen des behörd-
lich angeordneten Grundwasser-Monito-
rings bei jeglichem Eingriff in den Unter-
grund die Zustimmung der zuständigen 
Bodenschutzbehörde (RP Darmstadt) ein-
zuholen. Die Begründung wurde in Teilen 
angepasst. 
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Äußerung Umgang mit der Äußerung 
 
 

Bezüglich Grundwasser ist 
folgende Ergänzung vor-
zunehmen: 
„Wegen Belastungen des 
Grundwassers mit chlo-
rierten Kohlenwasserstof-
fen (CKW) wurden in der 
Vergangenheit auf der Lie-
genschaft Berliner Straße 
275 sowohl Bodenluft- als 
auch Grundwassersanie-
rungsmaßnahmen durch-
geführt. Zurzeit (Oktober 
2014) befindet sich das 
Grundwasser noch in der 
Überwachung durch das 
Regierungspräsidium 
Darmstadt als zuständige 
Bodenschutzbehörde. 
 

Die Stellungnahme 
wird berücksichtigt. 

 

Die Formulierung konkretisiert die bishe-
rige Textfassung.  
Die Begründung wurde unter Ziffer 8.3.1 
Bestandsaufnahme und Bewertung, 
Schutzgut Wasser nach dem zweiten Ab-
satz wie folgt ergänzt: 
Wegen Belastungen des Grundwassers 
mit chlorierten Kohlenwasserstoffen 
(CKW) wurden in der Vergangenheit auf 
der Liegenschaft Berliner Straße 275 so-
wohl Bodenluft- als auch Grundwassersa-
nierungsmaßnahmen durchgeführt. Zur-
zeit (Oktober 2014) befindet sich das 
Grundwasser noch in der Überwachung 
durch das Regierungspräsidium Darm-
stadt als zuständige Bodenschutzbe-
hörde. 

 
 
 

3. Landschaftsplanerische 
Belange: 
Die Grünachse, die aus 
klimatischer und grünord-
nerischer Sicht von großer 
Bedeutung für Erbenheim 
ist, sollte entsprechende 
Würdigung im Flächennut-
zungsplan erhalten (zeich-
nerische Darstellung). 
 

Die Stellungnahme 
wird nicht berücksich-
tigt. 

 

Aufgrund des Maßstabs des Flächennut-
zungsplans (1:10.000) wird der geplante 
Grünzug in der Flächennutzungsplanän-
derung nicht dargestellt. 
Er wird in der Begründung beschrieben 
und durch die geplante Festsetzung als 
„Öffentliche Grünfläche, Parkanlage“ im 
nachgeordneten Bebauungsplan rechtlich 
gesichert. 

 

 
 
 

Kapitel 8 Umweltbericht, 
Ergänzung einer weiteren 
Grundlage: Ergänzende 
Studie, Klimagutachten 
zum städtebaulichen Rah-
menplan Wiesbaden-Er-
benheim-Süd vom 
06.02.2013 (inzwischen 
aktualisiert mit Datum vom 
03.11.2015), erstellt durch 
ÖKOPLANA, Mannheim 
 

Die Stellungnahme 
wird berücksichtigt. 

 

Das Klimagutachten ergänzt die bisheri-
gen Gutachten. 

 

 
 
 

Kapitel 8.2.1 In Fachgeset-
zen festgelegte Ziele des 
Umweltschutzes..., Ergän-
zung rechtlicher Anforde-
rungen zum Thema Klima, 
Klimawandel und Anpas-
sung an den Klimawandel: 
Ergänzung des § 1 Abs. 5 
und des § 1a Abs. 5 
BauGB  
 

Die Stellungnahme 
wird berücksichtigt. 

 

Die Ergänzung konkretisiert die aufge-
führte Passage des BauGB. 

 

 
 
 

Ergänzung des § 1 Abs. 3 
Nr. 4 BNatSchG „Schutz 
von Flächen mit günstiger 
lufthygienischer oder kli-
matischer Wirkung......“ 
 

Die Stellungnahme 
wird berücksichtigt 

 

Die Ergänzung konkretisiert die aufge-
führte Passage des BNatSchG. 
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Äußerung Umgang mit der Äußerung 
 
 
 

Gemäß der ergänzenden 
Studie zum Klimagutach-
ten (2014) kommt es durch 
die Planung in der Wäsch-
bachaue und deren nähe-
ren Umgebung zu gerin-
gen bis mäßigen klima-
ökologischen Beeinträchti-
gungen, die allerdings aus 
stadtklimatologischer Sicht 
durch entsprechende 
Festsetzungen in der 
nachgelagerten verbindli-
chen Bauleitplanung mini-
miert werden können. 
 

Die Stellungnahme 
wird berücksichtigt. 

 

Die Formulierung konkretisiert die Ausfüh-
rungen zum Klima bzw. Lufthygiene. Eine 
entsprechende Berücksichtigung erfolgt 
im nachgeordneten Bebauungsplan. 

 

 

Stellungnahme Beschluss Begründung 

Beteiligung der Behörden 

 

  

Amt 3606 -     Umweltamt  
Die aus grünordnerischer 
Sicht wichtige Grünachse 
sollte entsprechende Würdi-
gung im FNP erhalten.  

 

 
Der Anregung wird 
nicht gefolgt. 

 
Aufgrund der Maßstäblichkeit des Flä-
chennutzungsplans (Maßstab 1:10.000)  
kann keine zeichnerische Darstellung der 
Grünachse erfolgen. Die Grünachse findet 
jedoch eine ausführliche Berücksichtigung 
in der Begründung zur Flächennutzungs-
planänderung und wird auf Ebene des 
nachgeordneten Bebauungsplans recht-
lich gesichert. 
 

Amt 52 -     Sportamt 
Für „Informelle Bewegungs-
räume“ für die Quartiersbe-
völkerung wird empfohlen, 
entsprechende Freiflächen 
einzuplanen, die für Sport 
und Bewegung nutzbar sind. 
Dazu zählt auch eine offene, 
aber überdachte Fläche unter 
der auch bei schlechteren 
Wetterverhältnissen Sport 
getrieben werden kann. 
 

 
Die Anregungen wer-
den zur Kenntnis ge-
nommen. 

 
Im Planbereich sind umfassende öffentli-
che Grün- und Freizeitflächen vorgesehen 
die auch für sportliche Zwecke genutzt 
werden können. Aufgrund des Darstel-
lungsmaßstabs des Flächennutzungs-
plans sind diese Flächen nicht gesondert 
dargestellt. Die genaue Lage dieser Flä-
chen sowie Aussagen zur Ausgestaltung 
dieser Flächen gehen aus dem nachge-
ordneten Bebauungsplan hervor.  
 

Amt 70.41 – ELW –Planung 
und Bau 
Öffentliche Kanäle dürfen auf 
einer Breite von mindestens 
6 Metern bzw. 3 Metern bei-
derseits der Kanalachse 
nicht überbaut oder mit Bäu-
men überpflanzt werden. Der 
öffentliche Kanal muss jeder-
zeit auch mit schwerem Ge-
rät anfahrbar sein.  
Öffentliche Kanäle dürfen nur 
in Grundstücksparzellen ver-
laufen, die sich im Eigentum 

 
 
Die Anregungen wer-
den zur Kenntnis ge-
nommen. 

 
 
Im Rahmen der Flächennutzungsplanung 
werden Kanäle und Pflanzungen nicht 
dargestellt.  
Die geringfügigen Differenzen in den Flä-
chenbilanzen basieren auf unterschiedli-
chen Maßstäblichkeiten, Detaillierung und 
fachlichen Bezügen der Flächenbilanzen 
auf den unterschiedlichen Planungsebe-
nen. Eine Übereinstimmung der Flächens-
ätze kann daher nicht hergestellt werden 
und ist auf Ebene der Flächennutzungs-
planung unerheblich. 
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Stellungnahme Beschluss Begründung 
der Landeshauptstadt Wies-
baden befinden. 
 
Die im Entwässerungskon-
zept beschriebene Maß-
nahme sind zu realisieren. 
Zwischen dem Entwässe-
rungskonzept und der Be-
gründung zur Änderung des 
Flächennutzungsplans beste-
hen hinsichtlich der Flächen-
ansätze Unterschiede. 
 
Der Einlauf in den „Wäsch-
bach“ ist mit dem Regie-
rungspräsidium Darmstadt 
und dem Gewässerunterhal-
tungspflichtigen im Zuge der 
Planung abzustimmen. 
 
Eine Detailplanung zur Ent-
wässerung wird erforderlich. 
Im Rahmen der Detailpla-
nung ist ein Überflutungs-
nachweis aufzustellen. 
Eine Zustimmung zur Pla-
nung bzw. –sofern erforder-
lich- eine Genehmigung des 
Regierungspräsidiums Darm-
stadt ist herbeizuführen. 
 
Ein Antrag auf Einleitegeneh-
migung nach § 10 der Orts-
satzung über die Entwässe-
rung im Gebiet der Landes-
hauptstadt Wiesbaden ist 
zeitnah einzureichen. Details 
werden im Rahmen des Ge-
nehmigungsverfahrens mit 
den Entsorgungsbetrieben 
festgelegt. 
 
Die im Entwässerungskon-
zept beschriebenen Maßnah-
men im Bereich der privaten 
und öffentlichen Flächen sind 
als Mindestanforderungen 
anzusehen und durchzufüh-
ren. 
 

Die detaillierte Klärung der Entwässe-
rungsverhältnisse erfolgt auf der Ebene 
des nachgeordneten Bebauungsplanver-
fahrens sowie im Zuge der Genehmi-
gungsplanung.    

 

Bundesamt für Infrastruktur, 
Umweltschutz und Dienst-
leistungen der Bundeswehr, 
Referat Infra I 3 
Durch das Vorhaben werden 
Belange der Bundeswehr/ 
US Gaststreitkräfte berührt. 
Das Plangebiet befindet sich 
ca. 1.960 m nordwestlich des 
Startbahnbezugspunktes, in-

 
 
 
 
Die Anregung wurde 
berücksichtigt. 

 

 
 
 
 
Der Bauschutzbereich des Flugplatzes Er-
benheim wurde in die Begründung zur 
Flächennutzungsplanänderung aufge-
nommen. 
Die weiteren Hinweise des Bundesamtes 
für Infrastruktur, Umweltschutz und 
Dienstleistungen der Bundeswehr werden 
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Stellungnahme Beschluss Begründung 
nerhalb der lateralen Gren-
zen des Bauschutzbereiches 
gemäß § 12 (3) 1a LuftVG 
(Luftverkehrsgesetz) des US 
Flugplatzes Wiesbaden-Er-
benheim. 
 
Nach Auswertung der in Be-
zug übersandten Unterlagen 
bestehen gegen das Vorha-
ben bei Einhaltung der bean-
tragten Parameter keine Be-
denken. 
 
Bauhöhe max. 21.0 m über 
GND (ca. 162,0 m über NN) 
Aufgrund der Lage des Plan-
gebiets zum Flugplatz ist mit 
Lärm- und Abgasemissionen 
durch militärischen Flugbe-
trieb zu rechnen.  
 
Sollte für die Errichtung der 
Gebäude/ Anlagen der Ein-
satz eines Baukrans notwen-
dig werden, ist hierfür gemäß 
§ 15 i. V. m. § 12 LuftVG die 
Genehmigung der militäri-
schen Luftfahrtbehörde erfor-
derlich.  
 

im nachgeordneten Bebauungsplan be-
rücksichtigt.  

Landesamt für Denkmal-
pflege Hessen 
Der Planungsbereich grenzt 
unmittelbar an die nach § 2 
Abs. 2 HDSchG denkmalg-
schützte Gesamtanlage „His-
torischer Ortskern Erben-
heim“. Ferner liegen im Gel-
tungsbereich die als Gesamt-
anlage nach § 2 Abs. 2 ge-
schützten Gebäude Bahn-
straße 1, 3, 5, 7. Der Abtei-
lung Archäologie in unserem 
Haus bleibt eine gesonderte 
Stellungnahme vorbehalten. 
 

 
 
Die Anregung wird be-
rücksichtigt. 
 

 
 
In der Begründung zur Flächennutzungs-
planänderung ist ein entsprechender Hin-
weis auf die geschützten Gebäude Bahn-
straße 1, 3, 5, 7 aufgeführt. Die Textpas-
sage wird um den Hinweis auf den an-
grenzenden „Historischen Ortskern Er-
benheim“ ergänzt. 

 

Regierungspräsidium Darm-
stadt – Dezernat I 18 KMRD 
Die Auswertung der beim 
Kampfmittelräumdienst vor-
liegenden Kriegsluftbilder hat 
ergeben, dass sich das im 
Lageplan näher bezeichnete 
Gelände in einem Bomben-
abwurfgebiet befindet.  
Vom Vorhandensein von 
Kampfmitteln auf solchen 
Flächen muss grundsätzlich 
ausgegangen werden.  
 

 
 
Der Hinweis wurde be-
rücksichtigt. 

 

 
 
Ein entsprechender Hinweis wurde in die 
Begründung zur Flächennutzungsplanän-
derung (Punkt 8.3.1) aufgenommen. 
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Stellungnahme Beschluss Begründung 

Regierungspräsidium Darm-
stadt – Dezernat III 31.2 

  

 Naturschutzfachlicher Be-
lange: 
Die Bauleitplanung um-
fasst im Wesentlichen eine 
Umwidmung ursprünglich 
baulich genutzter Flächen 
umfasst. Hiergegen beste-
hen keine grundsätzlichen 
Bedenken. Naturschutzge-
biete oder Natura 2000-
Gebiete werden von der 
Planung nicht berührt. In 
Bezug auf die kleinflächige 
Inanspruchnahme des 
Landschaftsschutzgebie-
tes (LSG) „Stadt Wiesba-
den“ verweise ich auf 
meine Stellungnahme vom 
21. Oktober 2014. 
Diese besagt: „Die Pla-
nungsbestandteile „Anlage 
einer Wiesenmulde zum 
Ausgleich von Eingriffen in 
das Retentionsvolumen" 
und ,,Anlage eines Kno-
tenpunktes zur verkehrli-
chen Anbindung im Süd-
osten" überlagern sich mit 
dem Landschaftsschutz-
gebiet (LSG) „Stadt Wies-
baden". Vor dem Hinter-
grund, dass es sich bei 
diesen Planungsbestand-
teilen um verhältnismäßig 
kleinflächige lnanspruch-
nahmen des Landschafts-
schutzgebietes handelt, 
sollte geprüft werden, ob 
hierfür eine landschafts-
schutzrechtliche Genehmi-
gung erteilt werden kann. 
Hierfür ist die untere Natur-
schutzbehörde zuständig.“ 
 

 
 
Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

 
 
Zur Stellungnahme vom 21. Oktober 
2014: 
Der Anregung bzgl. der kleinflächigen In-
anspruchnahme des Landschaftsschutz-
gebiets wurde gefolgt. In der Begründung 
wurde ein entsprechender Hinweis aufge-
nommen.  
Für den betroffenen Bereich im Süden 
bzw. Südosten wurde auf Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung im Geltungsbe-
reich eine landschaftsschutzrechtliche 
Ausnahmegenehmigung von den Verbo-
ten der Schutzgebietsverordnung bean-
tragt und genehmigt. 

 

 Grundwasser: 
Das Plangebiet liegt in der 
Schutzzone B4 des fest-
gesetzten Heilquellen-
schutzgebietes (WSG-ID: 
414-005). Die Schutzge-
bietsverordnung vom 26. 
Juli 2016 (StaAnz: 
37/2016, S. 973 ff) ist zu 
beachten. 
 
 
 
 

 
Die Stellungnahme 
wird berücksichtigt. 

 

 
Ein Hinweis auf die Lage des Planbe-
reichs in der Schutzzone B4 des Heilquel-
lenschutzgebietes wurde in der Begrün-
dung zur Flächennutzungsplanänderung 
aufgenommen. 
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 Bodenschutz: 
Eine Überprüfung des 
hessischen Altlastenkatas-
ters (Datenbank ALTIS) 
und meiner Akten ergab 
Altstandorte im Gebiet des 
Bebauungsplanes. 
Bei den Altstandorten han-
delt es sich um Grundstü-
cke, bei denen aufgrund 
der Vornutzung Einträge 
bis zur Brachenklasse 5 
„sehr hohes Gefährdungs-
potential“ vorhanden sind. 
Zur Klärung der Frage in-
wieweit auf den jeweiligen 
Grundstücken durch die 
Vornutzung eine schädli-
che Bodenveränderung im 
Sinne des Bundes-Boden-
schutzgesetzes vorhanden 
ist, behalte ich mir als zu-
ständige Obere Boden-
schutzbehörde vor, ein – 
unabhängiges vom Bau-
genehmigungsverfahren 
nach HBO – eigenständi-
ges bodenschutzrechtli-
ches Verfahren nach § 11 
Abs. 1 HAlt-BodSchG 
durchzuführen. 
 

 
Die Stellungnahme 
wird berücksichtigt. 

 

 
In der Begründung zur Flächennutzungs-
planänderung werden entsprechende Hin-
weise zu möglichen Altlasten und Alt-
standorten aufgeführt. Die Kennzeichnung 
„Fläche mit Bodenbelastungen“ bleibt im 
Zuge der Flächennutzungsplanänderung 
erhalten. 

 

 Vorsorgender Boden-
schutz: 
Das Plangebiet liegt im In-
nenbereich und ist bereits 
größtenteils industriell/ge-
werblich genutzt. Auswir-
kungen von Baumaßnah-
men auf die Bodenstruk-
tur/-gefüge spielen daher 
eine untergeordnete Rolle. 
 

 
 
Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

 
 
In der Begründung zur Flächennutzungs-
planänderung werden entsprechende Hin-
weise zu möglichen Altlasten und Alt-
standorten aufgeführt. Die Kennzeichnung 
„Fläche mit Bodenbelastungen“ bleibt im 
Zuge der Flächennutzungsplanänderung 
erhalten. 

 

 Immissionsschutz: 
Das schalltechnische Gut-
achten zu Lärmimmissio-
nen des Büros Kohnen ist 
umfassend und systema-
tisch aufgebaut. In Hin-
blick auf die Implementie-
rung aktiver Schallschutz-
maßnahmen beschränkt 
es sich auf bauliche 
Schutzmaßnahmen, also 
Lärmschutzwände usw. Es 
wird nicht verstanden, 
dass in dem Kontext Ge-
schwindigkeitsbeschrän-
kungen, also Tempo-30-
Zonen Innerorts mit bauli-
cher Verkehrsberuhigung, 

 
Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

 
Durch die vorgesehenen Flächendarstel-
lungen wird ein Immissionsschutz durch 
die Nutzungsgliederung im Sinne des 
Trennungsgrundsatzes nach dem Bun-
desimmissionsschutzgesetz vorbereitet. 
Dadurch wird unter anderem eine Puffer-
zone in Richtung der Verkehrsemissions-
quellen (A 66 und B 455) vorgesehen. 
Maßnahmen die über die Gliederung der 
Flächendarstellungen hinausgehen, kön-
nen aufgrund der Maßstäblichkeit und 
Darstellungstiefe auf Ebene der Flächen-
nutzungsplanung nicht dargestellt werden. 
Weitere Maßnahmen werden auf Ebene 
des nachgeordneten Bebauungsplans 
festgesetzt. 
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völlig unerwähnt bleiben. 
Da die Planung auf die-
sem Gutachten aufbaut, 
werden so Maßnahmen 
zur Sicherstellung gesun-
der Wohnverhältnisse vor-
geschlagen, die sich ein-
seitig zu Lasten der An-
wohner auswirken. Der in-
nerörtliche Verkehrsfluss 
als Ursache bleibt dage-
gen unangetastet. Mög-
licherweise lässt sich 
diese Fragestellung noch 
aufgreifen. 
Ansonsten bestehen aus 
Sicht der Abteilung Ar-
beitsschutz und Umwelt 
Wiesbaden keine Beden-
ken und Anregungen. 
 

 


